Einleitung " Geschäftsfähigkeit"





Definition: "Geschäftsfähigkeit": G. ist die Fähigkeit, Rechtsgeschäfte selbständig mit voller Wirksamkeit vorzunehmen bzw., m.a.W., sich durch eigene Handlungen rechtsgeschäftlich verpflichten zu können.





I.	Unbeschränkt geschäftsfähig sind im Normalfall alle Volljährigen, §§ 2, 106.


	Ihre Willenserklärungen sind insoweit ohne weiteres wirksam.





Il. Geschäftsunfähig sind die in § 104 genannten Personen; ihre Willenserklärungen sind gem. § 105 Abs. 1 � ebenso die der in § 105 Abs. 2 genannten Personen (z.B. hochgradige Trunkenheit, Fieber) � nichtig, d.h., sie haben nicht die bestimmungsgemäßen Rechtswirkungen und sind in der Regel nicht heilbar, sondern bedürfen der Neuvornahme (Ausnahmen von der Nichtigkeit: §§ 313 S. 2, 518 Abs. 2, 766 S. 2 nur bei Formmängeln).





Minderjährige im Sinne von § 106 sind dagegen in der Geschäftsfähigkeit beschränkt, d.h. die Wirksamkeit ihrer Willenserklärungen ist anhand des Einzelfalles gem. §§ 107 � 113 zu prüfen.





Lösung zum Fall:





A hat gegen L einen Anspruch auf Zahlung des Kaufpreises aus § 433 abs. 2 BGB.





A. Anspruch entstanden





I. A kann Zahlung aus § 433 Abs. 2 verlangen, wenn ein Kaufvertrag wirksam zustande gekommen ist. Da L für sich selbst handelte, kann allenfalls ein Vertrag zwischen ihm und A zustande gekommen sein, nicht zwischen A und den Eltern des L.





1. A und L waren sich über die Modalitäten des Kaufs (Kaufgegenstand, Kaufpreis, Zahlungsabwicklung) einig; insoweit bestehen keine Bedenken.





Il. A war volljährig, seine Willenserklärung ist insoweit zweifellos wirksam, §§ 2, 106.





Ill. L war jedoch erst 17 Jahre alt und damit gem. §§ 2, 106 nur beschränkt geschäftsfähig. Es ist daher zu prüfen, ob die von ihm abgegebenen Willenserklärungen wirksam sind gem. §§ 107 ff.





Beachte: Nach dem Abstraktionsprinzip waren sowohl für den Abschluß des Kaufvertrages als auch für die (Ubergabe und) Ubereignung des Motorrollers, also für Verpflichtungs� und Verfügungsgeschäft, zwei übereinstimmende Willenserklärungen von A und L notwendig (vgl. §§ 433, 929 S. 1). Für die Verpflichtung des L zur Kaufpreiszahlung kommt es aber nur auf die Wirksamkeit des Kaufvertrages an; nur die Wirksamkeit dieser Willenserklärung ist insoweit zu prüfen.)





Wirksamkeit wegen "rechtlicher Vorteilhaftigkeit", § 107, 1. Alt.: Ein Umkehrschluß aus §107 ergibt, daß bei einer lediglich rechtlichen Vorteilhaftigkeit der Willenserklärung für den Minderjährigen auch dessen Willenserklärung ohne weiteres, insbesondere ohne Zustimmung der gesetzlichen Vertreter, wirksam ist.





Definition "Bloßer (lediglich) rechtlicher Vorteil":





Für diese Frage ist allein auf die rechtlichen Folgen des Geschäfts abzustellen, auf eine wirtschaftliche Betrachtung kommt es nicht an; maßgebend sind die unmitl:elbaren Rechtswirkungen des Geschäfts, also die dadurch begründeten Haupt� und Nebenpflichten; mittelbare Nachteile (wie z.B. eine etwaige Steuerpflicht) bleiben außer Betracht.





Subsumtion: Die wirtschaftliche Vorteilhaftigkeit des Geschäfts (DM 1.200,��Kaufpreis bei einem Wert von DM 1.600,��) ist irrelevant, da L durch den Kaufvertrag als Käufer auch zur Zahlung des Kaufpreises und zur Abnahme des Motorrollers verpflichtet würde, vgl. § 433 Abs. 2. Der Vertrag würde ihm also auch rechtliche Nachteile bringen.





Ergebnis:





§ 107, 1. Alt. greift mangels bloßer rechtlicher Vorteilhaftigkeit des Kaufvertrages nicht ein. L bedarf daher der Einwilligung seiner gesetzlichen Vertreter, § 107, 2. Alt..





Anmerkung: Abgesehen von der normalen Schenkung sind alle Verpflichtungsgeschäfte des Schuidrechts zustimmungsbedürftig, da sie alle auch Verpflichtungen und damit auch rechtliche Nachteile mit sich bringen.





2. L bedarf daher gem. § 107 der Einwilligung, d.h. nach der Legaldefinition gem. §183 S. 1 der Zustimmung vor Vornahme des Rechtsgeschäfts (Hinweis: §183 S. 1 bei § 107, 2. Alt. notieren!) durch seine gesetzlichen Vertreter.





a. Zunächst könnte § 110 BGB in Betracht kommen, der nur ein besonderer gesetzlich geregelter Anwendungsfall des § 107 ist und einen Fall der konkludenten Einwilligung behandelt ("Taschengeldparagraph" ist insoweit zu eng gefaßt). Einer ausdrücklichen besonderen Zustimmung bedarf es nicht mehr, wenn § 110 eingreift.





Definition "Mittel, die zu diesem Zweck oder zu freier Verfügung überlassen sind":





Dies sind alle Vermögensgegenstände, die ausdrücklich oder stillschweigend dem Minderjährigen hingegeben oder belassen werden und die sich im Rahmen der Zweckbestimmung (Auslegungsfrage!) bzw. bei "freier Verwendung" nach h.M. im Rahmen des Vernünftigen halten.





Haupffälle: Taschengeld, das einem Minderjährigen belassene Arbeitseinkommen.





Definition "Bewirken der Leistung":





Abzustellen ist in erster Linie auf die Erfüllung der Verbindlichkeit, § 362. 





Subsumtion: Das Taschengeld wurde dem L nach obiger Definition zur freien Verfügung überlassen; es ist geradezu ein Paradefall dafür. L hat jedoch die geschuldete Leistung (Kaufpreis von DM 1.200,��) noch nicht "bewirkt": Die bezahlten DM 600,�� sind nur eine Teilerfüllung.





Merke: Kreditgewährung an den Minderjährigen wird nicht von § 110 BGB gedeckt. Bis zur Erfüllung kann auch die konkludente Einwilligung gem. § 110 BGB widerrufen werden.





Ergebnis zu a.: Der Kaufvertrag ist nicht gem. § 110 BGB wirksam.





b. L bedurfte daher gem. § 107, 2. Alt. der Einwilligung im Einzelfall (im Gegensatz zur "generellen Einwilligung" gem. § 110).





aa. Seine Eltern sind seine gesetzlichen Vertreter, §§ 1626 Abs. 1, 1629.





bb. Definition"Einwilligung":





Sie ist eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung, die bis zur Vornahme des Rechtsgeschäfts grundsätzlich widerruflich ist (§§ 182, 183) und sowohl dem Minderjährigen als auch dem anderen Teil gegenüber erklärt werden kann (vgl. § 182 Abs. 1); die Erklärung kann ausdrücklich oder konkludent erfolgen.





Subsumtion: Weder A noch L gegenüber gaben die Eltern des L ihr Einverständnis mit dem Geschäft vor Kaufvertragsabschluß zu verstehen; eine Einwilligung besteht also nicht. Die Annahme des L, seine Eltern würden einwilligen, ist unbeachtlich: Es kommt nicht auf eine mutmaßliche, sondern auf die tatsächliche Einwilligung an.





Ergebnis zu b.: Der Kaufvertrag ist nicht aufgrund einer Einwilligung, § 107, 2. Alt., wirksam.





Da eine Einwilligung der Eltern fehlt, hängt die Wirksamkeit des Vertrages von der Genehmigung, d.h. nach der Legaldefinition gem. § 184 (bei § 108 notieren) der nachträglichen Zustimmung gem. § 108 Abs. 1 ab.





Bis zu einer Erteilung oder Verweigerung der Genehmigung ist der ohne Einwilligung geschlossene Vertrag zunächst schwebend unwirksam, nach Genehmigung von Anfang an wirksam (§ 184 Abs. 1), im Falle verweigerter Genehmigung wird er endgültig unwirksam.





Definition "Genehmigung":





Sie ist eine einseitige, empfangsbedürftige Willenserklärung nach Geschäfts abschluß mit dem Inhalt, daß das Geschäft gebilligt wird. Sie kann sowohl dem Minderjährigen als auch dem anderen Teil gegenüber erklärt werden (§§ 182 Abs. 1, 184 Abs. 1).





Subsumtion: Eine Genehmigung haben die Eltern des L nicht erteilt, vielmehr lehnten sie den Kauf gerade auch gegenüber L ab. Auch eine Genehmigung gem. § 108 Abs. 1 ist nicht gegeben.





Damit wurde der Kaufvertrag endgültig unwirksam. 





Ein Anspruch ist nicht entstanden.





Gesamtergebnis:


A kann nicht die Zahlung der restlichen DM 600,�� von L verlangen.





1. Abwandlung:





Der Kaufvertrag könnte hier gem. § 110 � unabhängig von Einwilligung oder Genehmigung der Eltern im Einzelfall � wirksam geworden sein.





I.	L hat die von ihm (potentiell) geschuldete Leistung gem. § 433 Abs. 2 bewirkt,


denn er hat den Kaufpreis voll bezahlt und damit gem. § 362 Abs. 1 erfüllt.





Il. Zu prüfen bleibt, ob dies "mit Mitteln, die zu einem bestimmten Zweck oder zu freier Verfügung überlassen waren", geschah.





Das Taschengeld, welches L für die Lottoteilnahme einsetzte, war derart überlassenes Geld.





2. Der Lottogewinn wurde mit den überlassenen Mitteln erworben, er tritt also an deren Stelle (sog. "Surrogat"). Inwieweit solche Surrogate zu freier oder gebundener Verwendung überlassen sind, ist eine Frage des Einzelfalls.





Beim Kauf eines Kfz mit einem Lottogewinn wurde dies schon von RGZ 74, 235 verneint, da § 110 ein Fall der konkludenten Einwilligung sei und auch die ausdrückliche Einwilligung gem. § 107, 2. Alt. nicht"unvernünftige Geschäfte" umfasse.





Ergebnis:





Da der Kaufvertrag auch in dieser Variante nicht gem. § 110 wirksam ist, besteht kein Anspruch des A.





2. Abwandlung:





Der Kaufvertrag zwischen A und L könnte hier durch eine Genehmigung der Eltern des L rückwirkend wirksam geworden sein, §§ 108 Abs. 1, 184 Abs. 1.





I.	Eine Genehmigung im Sinne von §§ 108 Abs. 1, 184 Abs. 1 wurde nach dem


Sachverhalt zunächst abgegeben (daher kann insoweit die Subsumtion gespart


werden).





II Fraglich ist, ob die Eltern diese Genehmigung widerrufen konnten.





Die Genehmigung hat gem. § 184 Abs. 1 die Wirksamkeit des Rechtsgeschäfts von Anfang an zur Folge, sie macht also aus dem schwebend unwirksamen ein voll wirksames Geschäft und hat daher rechtsgestaltende Wirkung. Ein Widerruf ist gesetzlich nicht geregelt und daher unzulässig








Ergebnis:








Da die Genehmigung nicht widerruflich ist, bleibt der Kaufvertrag wirksam, so daß A gem. § 433 Abs. 2 Anspruch auf Zahlung der restlichen DM 600,�� hat.





3. Abwandlung:





Ein Anspruch des A gem. § 433 Abs. 2 setzt einen wirksamen Kaufvertrag zwischen ihm und L voraus.





I. Zunächst war der ursprünglich mangels Einwilligung schwebend unwirksame Vertrag durch Genehmigung der Eltern rückwirkend wirksam geworden; §§ 108 Abs. 1, 184 Abs. 1.





Il. A hat jedoch die Eltern des L zu einer "Bestätigung" des Geschäfts aufgefordert. Sedes materiae ist hierfür § 108 Abs. 2.





Subsumtion:





1. Das Verlangen einer Bestätigung entspricht dem laienhaften Ausdruck nach Erklärung über die Genehmigung des Vertrages; § 108 Abs. 2 ist also anzuwenden.





2. Die ursprünglich gegenüber dem Minderjährigen L erteilte Genehmigung wird nunmehr unwirksam, § 108 Abs. 2 S. 1, 2. Hs., d.h., der Vertrag wird wieder in den Zustand der schwebenden Unwirksamkeit zurückversetzt, so daß die gesetzlichen Vertreter sich wieder frei entscheiden können, ob sie genehmigen wollen oder nicht. Die (Verweigerung der) Genehmigung kann allerdings nur noch dem A als dem Vertragspartner des Minderjährigen gegenüber erklärt werden.





Ergebnis:





Da die Eltern die Genehmigung gegenüber A verweigern, wird der Vertrag endgültig unwirksam. A hat keinen Anspruch auf Zahlung des Restkaufpreises.








4. Abwandlung:





I. Aus dem Kaufvertrag selbst kann A keinen Anspruch auf Rückgabe des Motorrollers haben, denn eine derartige Pflicht erwächst aus einem Kaufvertrag nicht, vgl. §§ 433 Abs. 1 und 2.





Il. Wenn kein vertraglicher Anspruch, d.h. ein durch Vertrag begründeter Anspruch eingreift, kommen nur gesetzliche Anspruchsgrundlagen in Betracht, d.h. solche, die auch ohne den Willen der Beteiligten bestehen.





1. Anspruch aus §§ 985, 986:





Er würde voraussetzen, daß A noch Eigentümer und L Besitzer des Motorrollers ist (sowie negativ die Voraussetzungen des § 986). Für die Beantwortung dieser Frage kommt es nach dem Abstraktionsprinzip nicht auf das Verpflichtungsgeschäft, den Kaufvertrag, an, sondern auf das Verfügungsgeschäft, die Ubereignung des Motorrollers, denn ein Kaufvertrag schaft nur Ansprüche und Pflichten, während es hier um die Innehabung eines dinglichen Rechts, des Eigentums, geht.





Eine Ubereignung setzt gem. § 929 S. 1 neben der hier erfolgten Ubergabe eine Einigung der Vertragsparteien über den Eigentumsübergang voraus; es sind also zwei sich deckende Willenserklärungen erforderlich, mithin ein entsprechender Vertragsschluß (= dinglicher Vertrag).





Für den L stellt sich daher wieder das Problem seiner Minderjährigkeit, so daß die §§ 107 ff zu prüfen sind, zunächst § 107 BGB.





Subsumtion:





Der bloße Erwerb eines Rechts, wie hier des Eigentums, ist lediglich ein recht�licher Vorteil im Sinne dieser Vorschrift; die Pflicht zur Zahlung des Kaufpreises darf nicht beim dinglichen Geschäft berücksichtigt werden, da sie nur Bestand�teil des Verpflichtungsgeschäfts ist.





Ergebnis:





Der Eigentumserwerb des L ist gem. § 107, 1. Alt. wirksam. A ist daher nicht mehr der Eigentümer des Motorrollers und hat keinen Anspruch aus § 985.





2.	Anspruch aus § 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt. (Leistungskondiktion):





Voraussetzungen:





L hat etwas erlangt





b. durch Leistung des A





c. ohne Rechtsgrund





Zu a.: Definition "Etwas erlangt":





Darunter fällt jede Verbesserung der Vermögenslage des Bereicherten.








Subsumtion: L hat Eigentum an dem Motorroller durch die Ubereignung erlangt; das Eigentum ist Bestandteil des Vermögens; also wurde seine Vermögenslage verbessert. Darüber hinaus hat L Besitz an dem Motorroller erlangt.





Ergebnis: L hat ein "Etwas" im Sinne des § 812 erlangt.





Zu b.: Definition "durch Leistung": Leistung ist jede bewußte und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens.





Subsamtion: A wollte dem L Besitz und Eigentum verschaffen, also dessen Vermögen bewußt mehren; da er damit seine vermeintliche Pflicht aus dem Kaufvertrag (§ 433 Abs. 1 S. 1) erfollen wollte, wollte er dadurch auch einen Zweck erreichen.





Ergebnis: Eine Leistung liegt vor.





Zu c.: Definition "ohne Rechtsgrund":





Rechtsgrund für eine Leistung kann insbesondere eine Verpflichtung aus einem wirksamen schuldrechtlichen Vertrag sein; bei Unwirksamkeit eines derartigen Vertrages fehlt es am Rechtsgrund. Es ist daher zu prüfen, ob der Kaufvertrag als schuldrechtlicher Vertrag wirksam war. Bedenken bestehen zunächst wieder wegen der Minderjährigkeit des L.





aa. § 107, 1. Alt. (bloßer rechtlicher Vorteil) greift hier � wie schon im Ausgangsfall gezeigt � deswegen nicht ein, weil der Kaufvertrag als Verpflichtungsgeschäft auch rechtliche Nachteile für L bringt, nämlich die Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung aus § 433 Abs. 2.





Beachte: Im Rahmen der Prüfung des Anspruches aus § 812 Abs. 1 S. 1, 1. AIt. ist für die Frage des Rechtsgrundes auf das Verpflichtungsgeschäft abzustellen, anders als beim Anspruch aus § 985, bei dem es auf das Verfügungsgeschäft ankommt.





In Betracht kommt also mangels Einwilligung nur eine Wirksamkeit der Willenserklärung des L aufgrund einer Genehmigung der Eltern, § 108 I. "Diese lag zwar nach dem Sachverhalt formal vor. Zu prüfen bleibt aber ihre rechtliche Wirksamkeit.





Definition "Genehmigung" (Präzisierung der Legaldefinition gem. § 184):





Die Genehmigung kann sich gem. §108 Abs. 1 nur auf ein schwebend unwirksames Geschäft beziehen, d.h. auf ein solches, dessen Wirksamkeit nur die fehlende Einwilligung der gesetzlichen Vertreter eines Minderjährigen entgegensteht.





Subsamtion: A hatte seine Willenserklärung gem. § 109 Abs. 1 gegenüber L widerrufen vor Genehmigung durch die Eltern des L; da er die Minderjährigkeit des L bei Vertragsschluß nicht kannte, steht § 109 Abs. 2 dem Widerruf nicht entgegen. Der Widerruf macht den Vertrag endgültig unwirksam da es nunmehr an der Willenserklärung des Widerrufenden fehlt.





Ergebnis zu bb.: Da durch den Widerruf des A ein endgültig unwirksamer Kaufvertrag gegeben war, ging die Genehmigung der Eltern ins Leere. Der Kaufvertrag ist endgültig unwirksam und stellt keinen Rechtsgrund für die Ubereignung des Motorrollers dar.





Ergebnis zu 2.: A kann gem. § 812 Abs. 1 S. 1,


(genauer: Rückgabe und Rückübereignung) verlangen.





Merke: § 812 Abs. 1 S. 1, 1. Alt. ist die einschlägige Rechtsprundlage für die Rückabwicklung, wenn aufgrund eines unwirksamen Verpflichtungsgeschäfts bereits Verfügungen vorgenommen wurden und/oder � dann neben § 985 � nur der Besitz übertragen wurde.





Vertiefungshinweis: Wiederholen Sie den Unterschied zwischen Verpflichtungs� und Verfügungsgeschäft!


